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Vorschlag  zur  Einrichtung  eines  sozialen  Wehrersatzdienstes 


Auf  der  Grundlage  der  Verfassungsgemäßen  garantierten  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  fordern  wir  aus  christlicher  Verantwortung  für 
die  Schöpfung,  aus  der  humanistischen  Verpflichtung  zur  Ehrfurcht  vor 
dem  Leben  und. aus  dem  Anspruch  auf  selbstverantwortbores  Handeln  die 
Einrichtung  einer  Alternative  zur  gegenwärt igen  Praxis  der  Wehrpflicht. 

Die  in  der  DDR  bestehende  Praxis  der  Wehrpflicht  (Verfassung  der  DDR, 
Art.  23;  Wehrdienstgesetz  der  DDR  vom  2 5.3.1982,  §3,  Abs. 2)  bzw.  des 
'ehrdienstes  ohne  affe  (Bausoldaten)  steht  im  widerspruch  zum  Ver¬ 
fassungsrecht  auf  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  (Verfassung  der  DDR, 
Art.  20,  Abs.  1)  und  zum  Recht  eines  jeden  einzelnen  auf  freie  Ent¬ 
faltung  seiner  Persönlichkeit  und  •  urdc . (Verfassung  der  DDR,  Art. 19, 
Abs.  3;  Art.  30) 

Außerdem  worden  die  Verfassungsrechte  in  Art.  35,  Abs.1  und  Art.  36 
ungenügend  gewährleistet. 

Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  der  Einrichtung  eines  Wehrersatz¬ 
dienstes  als  Alternative  für  jene,  deren  Gewissen  es  ihnen  verbietet, 
Dienst  im  militärischen  Bereich  zu  tun. 

Durch  den  sozialen  /ohrersatzdienst  bliebe  der  Dienst  für  die  Gesell¬ 
schaft  erhalten,  er  trüge  zum  Ausgleich  des  Personaldefizits  im 
staatlichen  und  kirchlichen  Gcsundheits-  und  Sozialwesen  bei. 


Der  Wehrorsat zdienstlcistendo  sicht  seinen  Dienst  als  Zeichen  seiner 
sozialen  Verantwortung. 

Vir  fordern  Rechtsvorbindlichkcit  in  folgenden  Punkten: 

1.  Jeder  Wehrpflichtige  hat  das  uneingeschränkte  Recht,  einen  sozialen 
Wehrersatzdienst  alternativ  zum  Wehrdienst  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Damit  liegt  die  Entscheidung  über  die  Art  seines  Friedensdienstes 
beim  einzelnen  Bürger,  die  er  seiner  Überzeugung  und  seinem  Ge¬ 
wissen  entsprechend  trifft. 


2. 


3. 


Die  Entscheidung  zum  sozialen  Wehrersatzdienst  muß  spätestens 
jeweiligen  Einberufungsüberprüfung  (bzw.  Musterung)  bzw.  zur 
Einberufung  zur  Reserve  schriftlich  beim  chrkreiskommando 
Mit  der  Registrierung  beim  'Wehrkreiskommando  unterstehen  die 


zur 


erfolgen 


den  sozialen  ‘.'ehrersatzdionst-Leistenden  nicht  mehr  den  Ministerium 
für  Nationale  Verteidigung. 

Damit  setzt  die  Zuständigkeit  des  Ministeriums  für  Gcsundheits-  und 
Sozialwesen  ein,  wobei  abgesichert  ist,  daß  der  Einsatz  ausschließ¬ 
lich^  Lchtmilitärischen  sozialen  Bereich  erfolgt. 

Die  den  sozialen  /ohrersatzdienst  Leistenden  legen  also  weder 
Eid  noch  Gelöbnis  ab,  beh  Itcn  den  Personalausweis,  tragen  keine 
Uniform  und  unterstehen  weder  der  Befehlsgewalt  noch  der  Militär- 
gorichtsb:  rlceit. 


4.  Die  Dauer  des  sozi  '.len  ehre  rs  atz  dienst  es  kann  bis  zu  24  Monaten 
betragen. 

5.  Vor  Antritt  des  sozialen  'ehrersatzdionstes  muß  ein  Gespräch 
üb^r  diu  Einsatzweise  stattfinden. 

6.  Eine  den  Erfordernissen  entsprechende  Ausbildung  im  jeweiligen 
Aufgabenbereich  erfolgt  der  sozialen  Zielsetzung  entsprechend. 

7.  Die  Rechte  werden  für  die  den  sozialen  ohrers 'tzdicnst-Loistenden 
auf  dar  Grundlage  des  AGB  mit  folgenden  Einschränkungen  geregelt: 
Entlohnung,  Urlaub,  Kündigung. 


8.  Die  finanziellen  und  sozialen  Leistungen  entsprechen  denen  der 
Wehrdienst leist enden. 

9.  Durch  Entlohnung  entstehende  finanzielle  Überschüsse  werden  den 
nichtnilitärischen  sozialen  Bereich  z uge führt . 

10.  Aus  der  Entscheidung  zun  sozialen  Wehrersatzdienst  dürfen  keine 

Nachteile  in  Bezug  auf  Weiterbildung  und  berufliche  Qualif ikntions 
nög lic lik e  i t  e n  e r wachs  e n . 


Mit  dieser  Forderung  wollen  wir  einen  Beitrag  zur  allgemeinen  Ab¬ 
rüstung  leisten  und  schließen  uns  der  Resolution  der  Menschcnrechts- 
kennission  der  UNO  von  Kai  1987  über  das  Recht  auf  Wehrdienstver¬ 
weigerung  an 


DDR-weiter  Arbeits-  und 
Koordinicrungskreis  für  das 
Wehrdienst problem 


Kontaktadressen: 


1.  Oliver  Kloß 

estendstr.  2-1 
PF  155-12 
Dresden 
8027 


2.  Heiko  Lietz 

Trotscliestr .  11 
Güstruw 

25ÖÜ 


3.  Mario  Senat ta 
Tassostr.  16 
Berlin 

1120 
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Vorschlag  zur  Einrichtung  eines  sozialen  Wehrersatzdienstes 

Auf  der  Grundlage  der  verfassungsgemäß  garantierten  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  fordern  wir  aus  christlicher  Verantwortung  für  die  Schöpfung.  Aus 
der  humanistischen  Verpflichtung  zur  Ehrfurcht  vor  dem  Leben  und  aus  dem 
Anspruch  auf  selbstverantwortbares  Handeln  die  Einrichtung  einer  Alternative  zur 
gegenwärtigen  Praxis  der  Wehrpflicht. 

Die  in  der  DDR  bestehende  Praxis  der  Wehrpflicht  (Verfassung  der  DDR,  Art.  23; 
Wehrdienstgesetz  der  DDR  vom  25.  3.  1982,  §  3,  Abs.  2)  bzw.  des  Wehrdienstes 
ohne  Waffe  (Bausoldaten)  steht  im  Widerspruch  zum  Verfassungsrecht  auf 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  (Verfassung  der  DDR,  Art.  19,  Abs.  3;  Art.  30). 
Außerdem  werden  die  Verfassungsrechte  in  Art.  35,  Abs.  1  und  Art.  36  ungenügend 
gewährleistet. 

Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  der  Einrichtung  eines  Wehrersatzdienstes  als 
Alternative  für  jene,  deren  Gewissen  es  ihnen  verbietet,  Dienst  im  militärischen 
Bereich  zu  tun. 

Durch  den  sozialen  Wehrersatzdienst  bliebe  der  Dienst  für  die  Gesellschaft  erhalten, 
er  trüge  zum  Ausgleich  des  Personaldefizits  im  staatlichen  und  kirchlichen 
Gesundheits-  und  Sozialwesen  bei. 

Der  Wehrersatzdienstleistende  sieht  seinen  Dienst  als  Zeichen  seiner  sozialen 
Verantwortung. 

Wir  fordern  Rechtsverbindlichkeit  in  folgenden  Punkten: 

1 .  Jeder  Wehrpflichtige  hat  das  uneingeschränkte  Recht,  einen  sozialen 
Wehrersatzdienst  alternativ  zum  Wehrdienst  in  Anspruch  zu  nehmen.  Damit  liegt 
die  Entscheidung  über  die  Art  seines  Friedensdienstes  beim  einzelnen  Bürger,  die 
er  seiner  Überzeugung  und  seinem  Gewissen  entsprechend  trifft. 

2.  Die  Entscheidung  zum  sozialen  Wehrersatzdienst  muß  spätestens  zur  jeweiligen 
Einberufungsüberprüfung  (bzw.  Musterung)  bzw.  zur  Einberufung  zur  Reserve 
schriftlich  beim  Wehrkreiskommando  erfolgen.  Mit  der  Registrierung  beim 
Wehrkreiskommando  unterstehen  die  den  sozialen  Wehrersatzdienst-Leistenden 
nicht  mehr  dem  Ministerium  für  Nationale  Verteidigung. 

3.  Damit  setzt  die  Zuständigkeit  des  Ministeriums  für  Gesundheits-  und  Sozialwesen 
ein,  wobei  abgesichert  ist,  daß  der  Einsatz  ausschließlich  im  nicht-militärischen 
sozialen  Bereich  erfolgt. 

Die  den  sozialen  Wehrersatzdienst  Leistenden  legen  also  weder  Eid  noch 
Gelöbnis  ab,  behalten  den  Personalausweis,  tragen  keine  Uniform  und 
unterstehen  weder  der  Befehlsgewalt  noch  der  Militärgerichtsbarkeit. 


4.  Die  Dauer  des  sozialen  Wehrersatzdienstes  kann  bis  zu  24  Monate  betragen. 


5.  Vor  Antritt  des  sozialen  Wehrersatzdienstes  muß  ein  Gespräch  über  die 
Einsatzweise  stattfinden. 

6.  Eine  den  Erfordernissen  entsprechende  Ausbildung  im  jeweiligen 
Aufgabenbereich  erfolgt  der  sozialen  Zielsetzung  entsprechend. 

7.  Die  Rechte  werden  für  die  den  sozialen  Wehrersatzdienst-Leistenden  auf  der 
Grundlage  des  AGB  [Arbeitsgesetzbuches]  mit  folgenden  Einschränkungen 
geregelt: 

Entlohnung,  Urlaub,  Kündigung. 

8.  Die  finanziellen  und  sozialen  Leistungen  entsprechen  denen  der 

Wehrdienstleistenden. 

9.  Durch  Entlohnung  entsprechende  finanzielle  Überschüsse  werden  dem 
nichtmilitärischen  sozialen  Bereich  zugeführt. 

10.  Aus  der  Entscheidung  zum  sozialen  Wehrersatzdienst  dürfen  keine  Nachteile  in 
Bezug  auf  Weiterbildung  und  berufliche  Qualifikationsmöglichkeiten  erwachsen. 

Mit  dieser  Forderung  wollen  wir  einen  Beitrag  zur  allgemeinen  Abrüstung  leisten 
und  schließen  uns  der  Resolution  der  Menschenrechtskommission  der  UNO  vom  Mai 
1987  über  das  Recht  auf  Wehrdienstverweigerung  an. 

DDR-weiter  Arbeits-  und 
Koordinierungskreis  für  das 
Wehrdienstproblem 

Kontaktadressen: 

1.  Oliver  Kloß 
Westendstraße  24 
PF  155-12 
Dresden 

8027 

2.  Heiko  Lietz 
Trotschestraße  1 1 
Güstrow 

2600 

3.  Mario  Schatta 
Tassostraße  16 
Berlin 

1120 


-  innerkirchlich  - 


Versohl c.::  sap  ^  '  -jx  ..ehri--  -.-.tue  leiste 

AvI  der  'j rund  lt.se  dar  Verv-t «cäi^ß  g  Kotierten  Gl&ubeas-  und. 
Gewiss  Tijfkeibe-lt  f&rdvri  Lr  b\m  ür  ilslJ  .lier  Vexantwortupg  für  die 
Dchbpfurg,  aua  der  äiantsul.. ;  lazbeu  He :»ttng  aur  IbrfttiN&l  vc-r  lern 

Leben  xt  b,ua  de»  Anspruch  ittf  e*ibst  *  »ffcrt  a  >rtbares  Hendeln  die  Ein- 
rlciitu'-g  einer  Alternative  aar  g^^urtie«:»  Praxis  der  wetarpf liebt  * 

Ule  ln  cer  DPR  baet  ilieTi  :  P?aci*  1  *  vnrj  *  licht  (7erf»dwXOR,‘:Arto£3; 
miß  d.iPPB  vom  25a3t  1 W2» §3 vAba*2  )bsw .  dt»  r.  ehrlienstes  ohne  Waffe (Baa- 
soldat  stellt  1k  Widerspruch  tum  oaun  :i  recht  auf  Glaub  ans -und 

Gewiss-.- na frelhet t  (  V*Tl  i  «DlHfAart  li  t  \  Recht  eines  Jaden  einzelnen 

auf  fr*:  e  Gatfultun^;  seiner  Ptro  .  ck«ait  -u»d  Würde (Ver0doIffiR*Ar$^ 

|1  fl Ab«  '  3»Arto30)o  Auße  *üe-  werten  rM  *  Wer f&aeungsrexhte  in  Artikel  35  » 
S1»b«1  -u-d  Art*  31*  ungesund  tewi  -lr.'.etet. 

D'sr-ä  iö  ergibt  Bich  !le  h  '^jodlgko1  *  ■  -  :  £  <  irlchtung  eines  Wehrersatz  - 
dienst -b  als  Alternativ'  ’  *  jene-  der*  t  wissen  es  ihnen  verbietet 
Dienet  lic  Militärischem  B* reich  ■  tun* 

Durqh  <  '  eoslalen  Äfehr^raa teilen?  i  Lebe  der  Dienst  für  die  Gesell  - 
echef  erhalten,  er  tr%i  n*im  Aü  ^  de  rereoiialdeflf.lt«  La  staat¬ 

lichen-  ’ -nd  kirchlichen  Geeaadhe*  t  id  K  jsJalweaen  bei , 

Der  We  hie  raat*di*ne  tief  ii  fiende  £  -i  t-  .ne*  Dt  ans  t  als  Zeichen  seiner 
S  y sia  1  eit  Vera  ntvr ort  ;,mg  o 

Wir  fordern  Rechtaverbindli  shScel  *  r.  Lpt  .^?n  Funkten  : 


1  n  Jeder  Wehrpflleh tige  .u- 1  d-as  yv.?i  u-^aciu  SLokte  Recht,  einer  «csJ.&lea 
Weh  eraetsdienst  alt  „vta^iv  z\  n  -\  V  ia  jt  1*  Anspruch  jr  a-ihmen? 

ÜanJ  1  Liegt  die  ßntß  uei'  4Jig  •  s  ■  e  A  -  ;  elftes  Briedens«!  ,eaat«8 

bei*“  einzelnen  Bürger  ■-...•*  er  -.Ir^r  Vb  und  seinem  Gewissen 

ent  sprechend  trifft« 

2 »  Dia  Sntseheidvrg  statt  .4-  2  .  slen  Hi-hretMAtir d  ienst  muß  spätestens  iw 

;!  ewjL Ilgen  ÄlrberufM ngs Übe rp  r  ^  ,  i%:v  i.  ;3tervng)bzw,,  zur  .iHnW- 

r^fung  sur  Reserve  a chri  stlich  -- 1  ? ,  Weh-  ^.relskc-nttando  erfolgen« 

Mit  d»  äsgiwtrtening  bej«  W«iir!rre;  ^kcobjunde  unterstehen  ü  den 
sez  lehTsrsätadifc'TJii- j  alaisenib  :.  nr.cht  oehr  dem  JUnis terlum  für 
Nt, fc  aa^la  Verteidiguiign 

3  IteJü  t  jetzt  die  Bua tfiudigicel t  s  iillndstarlims  für  Gesiuslhe:  t  i-  und 
Sozialwesen  ein,  wöbe'  AtigesleheTt  i  st  f.  itifl  der  Klnseta  euäJc  t'Leß* 
lieh  Im  nlchtmllltärl&c.Ueii  sozialen  Ser,  ch  erfolgt*  Die  deu  .eitlen 
Wehi'e-vsat Bdlevs t-Leia r.eaden  legön  eine  ’ArMier  Ifild  noch  Gelöbnis  t.  ■  , 
behpl  ten.  den  Personaltuswels ,  tr  keine  Dal. farm  und  untei^iehen 
weder  der  Befehlsgevult  r.o«h  der  ilJJItÄrgeriehsabarkelt^ 

4  Die  Duusr  des  ßozl&lew  Wehuert  . J  a-t-a s  kann  bis  z  i  24  »srt«,  betragen 

5  Vc-r  f  tcriffe  do-,  Bo**  ,1 9 tL’e rtatz  ^  Us  '>1  ein  Gespräch  Ubei  die 
Binse,  t  zweie  e  etett  fl  Jaden 

6  Sine  dcü  BrforderhJfli  -n  tnlöhi  -■■  : .  :  i  >.dung  im  .jeweiliger.  Auf- 

gsbcaberelch  erfC'lgt  er  hi  2  c  lei 3  1  Tg  entsprechend 

7  Die  Rechte  werden  für  du  den  s  uh*.  ~ tBälenst-leistejoden  auf  der 
Grui-c .%age  des  AGP  ttiii  folgenden  BLnacirrtbik ungen  geregelt; 

BiitluhmAg «  Ör laufe ,  h'biligtvsg. 

8  Die  'Insnaiellen  und  k fielen  .ei  *t j«ige  t  tntspreohee  def*en  c.e- 
Wehr^ienstlftistenden: 

5-,  Dur.-h  Bntlohxi«.ng  tv  .e.-i?  nc  e  ÜLer.* .  hüsse  .■  erde  dem  ifioht mt  j  1  -;ärla eben 
sozialen  Bereich  zng*  “Hurt* 

tOiAuij  der  Sntaoheiduuc  fl  1  sezie  *  n  rure- v*f  tz-Il  >ust  dürfen  kleine 
fe&ch teile  ln  Bern*;  e  , f-- .llerbi id'un»  ua  barif .ehe  Quslif  JUcetlcns- 

uög^iuh Seiten  e^uch  t-r  . 


Mit  dieser  Pcrderung  wolle:}  vir  einen  Beitrug  sur  ullgeoieifien  ibrUstnng 
leister  und  sohlieBec  uns  >  er  Resclu tion  uer  üeneehenrenh t skonftiss 1 on 
der  DÄT-  vc-a  Mal  ’'?9‘  üb-:  ■  fl.«  fiechl'  un,f:  WehrOi  ^gtat^erwe^garung  an« 


7  '  ntck  tfcL  ree.-ie-i 
Heiko  i  <1 

Trotü  L.fc  1  1 
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;>1  R-  ■''  .ter  Ai  -his-  und  i'c-ordi“ 
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